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AMTSBLATT
AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Festsetzung und Entrichtung der 
Hunde- und Zweitwohnungssteuer
Hinweis auf die Höhen der Steu-
ern Kalenderjahr 2020
Vorbehaltlich der Erteilung 
schriftlicher Hunde- und Zweit-
wohnungssteuerbescheiden 2020 
wird hiermit gemäß Art. 12 Abs. 
1 des Kommunalabgabengesetzes 
vom 26. März 1974 (GVBl S. 109), 
zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 26. Juni 2018 (GVBl S. 449), 
die Hunde- und Zweitwohnungs-
steuer für das Kalenderjahr 2020 
in gleicher Höhe wie im Vorjahr 
festgesetzt. 
Steuerpflichtige, die keinen Hun-
de- oder Zweitwohnungssteuer-
bescheid 2020 erhalten, haben die 
gleichen Steuern wie im Kalender-
jahr 2019 zu entrichten. 
Für diese treten mit dem Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung 
die gleichen Rechtswirkungen 
ein, wie wenn ihnen an diesem 
Tag ein schriftlicher Bescheid für 
2020 zugegangen wäre. Die Hun-
de- und Zweitwohnungssteuer 
für das Steuerjahr 2020 wir zum 
1. Februar 2020 zur Zahlung fällig.
Diese öffentliche Hunde- und 
Zweitwohnungssteuerfestsetzung 
gilt zwei Wochen nach dem Tag 
der Veröffentlichung als bekannt-
gegeben. 
Fürth, 26. November 2019, 
STADT FÜRTH
Stadtkämmerei
 

Festsetzung und Entrichtung der 
Grundsteuer
Hinweis auf die Höhe der Grund-
abgaben (Müllabfuhr-, Straßen-
reinigungsgebühren sowie Ein-
leitungsgebühren) Kalenderjahr 
2020
Vorbehaltlich der Erteilung schrift-
licher Grundsteuerbescheide 2020 
werden hiermit gemäß § 27 Abs. 
3 des Grundsteuergesetzes vom 7. 
August 1973 (BGBl. I S. 965), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 19. De-
zember 2008 (BGBl I S. 2794), die 
Grundabgaben für das Kalender-
jahr 2020 in gleicher Höhe wie im 
Vorjahr festgesetzt. 
Abgabenpflichtige, die keinen 
Grundabgabenbescheid 2020 er-
halten, haben die gleichen Grund-
abgaben wie im Kalenderjahr 
2019 zu entrichten.
Für diese treten mit dem Tag der 
öffentlichen Bekanntmachung die 
gleichen Rechtswirkungen ein, 
wie wenn ihnen an diesem Tag 
ein schriftlicher Abgabebescheid 
für 2020 zugegangen wäre. Die 
Grundabgaben werden zu je ei-
nem Viertel ihres Jahresbetrages 
am 15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November fällig.
Soweit Abgabenpflichtige von der 
Möglichkeit des § 28 Abs. 3 Grund-
steuergesetz (= Jahreszahler) Ge-
brauch machten, sind die Abgaben 
am 1. Juli 2020 in einer Summe zur 
Zahlung fällig.
Diese öffentliche Grundsteuerfest-
setzung gilt zwei Wochen nach 
dem Tag der Veröffentlichung als 
bekanntgegeben.
Fürth, 26. November, STADT 
FÜRTH
Stadtkämmerei
 

Öffentliche Bekanntmachung von 
Straßenbenennungen gem. Art. 
52 des Bayerischen Straßen- und 
Wegegesetzes (BayRS 91-1-B), 
zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 31. Juli 2018 (GVBl. S. 672)
In der Sitzung des Stadtrates der 
Stadt Fürth am 20. November 2019 
wurde die folgende Straßenbenen-
nung beschlossen:
Die geplante Straße im Bereich des 
Bebauungsplanes 278b, welche in 
südlicher Richtung vom Roggen-
weg abgeht und im Bogen wieder 
zum Roggenweg zurückführt, wird 
in „Rapsweg“ benannt.
Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach sei-
ner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht 
Ansbach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postfachanschrift: Post-
fach 616, 91511 Ansbach, Hausan-
schrift: Promenade 24-28, 91522 
Ansbach 
b. Elektronisch
Die Klage kann bei dem Bayeri-
schen Verwaltungsgericht Ans-
bach auch elektronisch nach 
Maßgabe der Internetpräsenz 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entneh-
menden Bedingungen erhoben 
werden. Dafür steht folgende 
Möglichkeit zur Verfügung: Über-
mittlung eines elektronischen 
Dokuments mit qualifizierter 
elektronischer Signatur an die 
EGVP-Adresse des Gerichts. 
Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Stadt Fürth) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen be-
stimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schrift-
licher Einreichung oder Einrei-
chung zur Niederschrift Abschrif-
ten für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung:
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs 
per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen. Nähere 
Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen ent-
nehmen Sie bitte der Internetprä-
senz der Stadt Fürth (www.fuerth.
de) sowie der Bayerischen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.
bayern.de).
Fürth, 28. November 2019, 
STADT FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister
 

Bekanntmachung über die 
Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen für die Wahl des 
Stadtrats und des Oberbürger-
meisters in der Stadt Fürth am 15. 
März 2020

1. Durchzuführende Wahl:
Am Sonntag, dem 15. März 2020, 
findet die Wahl von 50 Stadtrats-
mitgliedern und  des Oberbür-
germeisters statt.

2. Wahlvorschlagsträger
Wahlvorschläge dürfen nur von 
Parteien und von Wählergrup-
pen (Wahlvorschlagsträgern) 
eingereicht werden. Der Begriff 
der politischen Partei richtet sich 
nach dem Gesetz über die politi-
schen Parteien (Parteiengesetz). 
Wählergruppen sind alle sonsti-
gen Vereinigungen oder Gruppen 
natürlicher Personen, deren Ziel 
es ist, sich an Gemeindewahlen 
zu beteiligen. Parteien und Wäh-
lergruppen, die verboten sind, 
können keine Wahlvorschläge 
einreichen.

3. Aufforderung zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen

3.1 Die Wahlvorschlagsträger wer-
den zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen aufgefordert. Die 
Wahlvorschläge können ab 18. 
Dezember 2019, jedoch spätestens 
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am Donnerstag, dem 23. Januar 
2020 (52. Tag vor dem Wahltag), 18 
Uhr, dem stellvertretenden Stadt-
wahlleiter, Herrn Baier, zugesandt 
oder während der allgemeinen 
Dienststunden im Ämtergebäu-
de Süd, Bürgeramt, Schwabacher 
Straße 170, I. Stock, Zimmer 125, 
90763 Fürth, übergeben werden. 
Jeder Wahlvorschlagsträger darf 
nur einen Wahlvorschlag einrei-
chen.

3.2 Werden mehrere gültige Wahl-
vorschläge eingereicht, findet die 
Wahl 
- des Stadtrats nach den Grundsät-
zen der Verhältniswahl,
- des Oberbürgermeisters nach 
den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl mit Bindung an die sich be-
werbenden Personen
statt.

3.3 Wird kein oder nur ein gültiger 
Wahlvorschlag eingereicht, findet 
die Wahl
- des Stadtrats nach den Grundsät-
zen der Mehrheitswahl,
- des Oberbürgermeisters nach 
den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl ohne Bindung an sich bewer-
bende Personen
statt.

4. Wählbarkeit zum Stadtrats-
mitglied
4.1 Für das Amt eines Stadtratsmit-
glieds ist jede Person wählbar, die 
am Wahltag
- Deutsche im Sinn des Art. 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes oder 
Staatsangehörige der übrigen 
Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Union ist;
- das 18. Lebensjahr vollendet hat;
- seit mindestens drei Monaten in 
der Stadt eine Wohnung hat, die 
nicht ihre Hauptwohnung sein 
muss, oder ohne eine Wohnung zu 
haben sich in der Stadt gewöhn-
lich aufhält. Wer die Wählbarkeit 
infolge Wegzugs verloren hat, je-
doch innerhalb eines Jahres seit 
dem Wegzug in die Stadt zurück-
kehrt, ist mit dem Zuzug wieder 
wählbar.
4.2 Von der Wählbarkeit ausge-
schlossen ist eine Person, die nach 
Art. 21 Abs. 2 GLKrWG nicht wähl-
bar ist.

5. Wählbarkeit zum Oberbürger-
meister
5.1 Für das Amt des Oberbürger-
meisters ist jede Person wählbar, 
die am Wahltag
- Deutsche im Sinn des Art. 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist;
- das 18. Lebensjahr vollendet hat.
5.2 Von der Wählbarkeit aus-
geschlossen ist eine Person, die 
nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht 
wählbar ist. Zum Oberbürgermeis-
ter kann außerdem nicht gewählt 
werden, wer am Tag des Beginns 
der Amtszeit das 67. Lebensjahr 
vollendet hat.
6. Aufstellungsversammlungen
6.1 Alle sich bewerbenden Per-
sonen werden von einer Partei 
oder einer Wählergruppe in einer 
Versammlung aufgestellt, die zu 
diesem Zweck für den gesamten 
Wahlkreis einzuberufen ist.
Diese Aufstellungsversammlung 
ist
- eine Versammlung der Anhänger 
einer Partei oder Wählergruppe,
- eine besondere Versammlung 
von Delegierten, die von Mitglie-
dern einer Partei oder Wähler-
gruppe für die bevorstehende 
Aufstellung sich bewerbender 
Personen gewählt wurden, oder
- eine allgemeine Delegiertenver-
sammlung, die nach der Satzung 
einer Partei oder einer Wähler-
gruppe allgemein für bevorstehen-
de Wahlen bestellt wurde.
Die Mehrheit der Mitglieder einer 
allgemeinen Delegiertenversamm-
lung darf nicht früher als zwei 
Jahre vor dem Monat, in dem der 
Wahltag liegt, von den Mitgliedern 
einer Partei oder einer Wähler-
gruppe gewählt worden sein, die 
im Zeitpunkt der Wahl der Dele-
gierten im Wahlkreis wahlberech-
tigt waren.
Die Teilnehmer der Aufstellungs-
versammlung müssen im Zeit-
punkt ihres Zusammentritts im 
Wahlkreis wahlberechtigt sein. 
Die Aufstellungsversammlung 
darf nicht früher als 15 Monate 
vor dem Monat stattfinden, in dem 
der Wahltag liegt.
Die sich bewerbenden Personen 
werden in geheimer Abstimmung 
gewählt. Jede an der Aufstellungs-
versammlung teilnahmeberech-
tigte und anwesende Person ist 

hierbei vorschlagsberechtigt. Den 
sich für die Aufstellung bewer-
benden Personen ist Gelegenheit 
zu geben, sich und ihr Programm 
der Versammlung in angemesse-
ner Zeit vorzustellen.
6.2 Ersatzleute, die für den Fall 
des Ausscheidens einer sich be-
werbenden Person in den Wahl-
vorschlag nachrücken, sind in glei-
cher Weise wie sich bewerbende 
Personen aufzustellen.
6.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger 
können gemeinsame Wahlvor-
schläge einreichen. Gemeinsame 
Wahlvorschläge sind in einer ge-
meinsamen Versammlung auf-
zustellen (bei der Oberbürger-
meisterwahl siehe auch Nr. 6.5). 
Die Einzelheiten vereinbaren die 
Wahlvorschlagsträger.
6.4 Bei Stadtratswahlen kann die 
Versammlung beschließen, dass 
sich bewerbende Personen zwei-
mal oder dreimal auf dem Stimm-
zettel aufgeführt werden sollen.
6.5 Besonderheiten bei der Ober-
bürgermeisterwahl:
Soll eine Person von mehreren 
Wahlvorschlagsträgern als ge-
meinsame sich bewerbende Per-
son aufgestellt werden, sind fol-
gende Verfahrensarten möglich:
6.5.1 Die sich bewerbende Person 
wird in einer gemeinsamen Auf-
stellungsversammlung der Partei-
en und der Wählergruppen auf-
gestellt, die einen gemeinsamen 
Wahlvorschlag einreichen.
6.5.2 Die Parteien und die Wäh-
lergruppen stellen eine sich be-
werbende Person in getrennten 
Versammlungen auf und reichen 
getrennte Wahlvorschläge ein. 
Eine von mehreren Versammlun-
gen aufgestellte sich bewerben-
de Person muss gegenüber dem 
Wahlleiter schriftlich erklären, 
ob sie als sich gemeinsam bewer-
bende Person auftreten will oder, 
falls diese Möglichkeit beschlossen 
wurde, ob sie sich nicht auf allen 
Wahlvorschlägen bewerben will.

7. Niederschriften über die Ver-
sammlung
7.1 Über die Aufstellungsver-
sammlung ist eine Niederschrift 
zu fertigen. Aus der Niederschrift 
muss ersichtlich sein:
- Die ordnungsgemäße Ladung zur 

Aufstellungsversammlung,
- Ort und Zeit der Aufstellungsver-
sammlung,
- die Zahl der teilnehmenden Per-
sonen,
- bei einer allgemeinen Delegier-
tenversammlung die Erklärung, 
dass die Mehrheit der Delegierten 
nicht früher als zwei Jahre vor 
dem Monat, in dem der Wahltag 
liegt, von den Mitgliedern einer 
Partei oder einer Wählergruppe 
gewählt worden ist, die im Zeit-
punkt der Wahl der Delegierten im 
Wahlkreis wahlberechtigt waren,
- der Verlauf der Aufstellungsver-
sammlung,
- das Wahlverfahren, nach dem 
die sich bewerbenden Personen 
gewählt wurden,
- die Ergebnisse der Wahl der sich 
bewerbenden Personen, ihre Rei-
henfolge und ihre etwaige mehrfa-
che Aufführung,
- auf welche Weise ausgeschiedene 
sich bewerbende Personen ersetzt 
werden, sofern die Aufstellungs-
versammlung Ersatzleute aufge-
stellt hat,
7.2 Die Niederschrift ist von der 
die Aufstellungsversammlung 
leitenden Person und zwei Wahl-
berechtigten, die an der Ver-
sammlung teilgenommen haben, 
zu unterschreiben. Jede wahlbe-
rechtigte Person darf nur eine 
Niederschrift unterzeichnen. Auch 
sich bewerbende Personen dürfen 
die Niederschrift unterzeichnen, 
wenn sie an der Versammlung teil-
genommen haben.
7.3 Der Niederschrift muss eine 
Anwesenheitsliste beigefügt sein, 
in die sich diejenigen Wahlberech-
tigten mit Namen, Anschrift und 
Unterschrift eingetragen haben, 
die an der Versammlung teilge-
nommen haben.
7.4 Die Niederschrift mit der An-
wesenheitsliste ist dem Wahlvor-
schlag beizulegen.

8. Inhalt der Wahlvorschläge
8.1 Bei Stadtratswahlen darf jeder 
Wahlvorschlag höchstens so viele 
sich bewerbende Personen ent-
halten, wie Stadtratsmitglieder zu 
wählen sind.
In unserer Stadt darf daher ein 
Wahlvorschlag höchstens 50 sich 
bewerbende Personen enthalten. 
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Wenn sich bewerbende Personen 
im Wahlvorschlag mehrfach auf-
geführt werden, verringert sich 
die Zahl der sich bewerbenden 
Personen entsprechend.
Sich bewerbende Personen dür-
fen bei Wahlen für ein gleicharti-
ges Amt, die am selben Tag statt-
finden, nur in einem Wahlkreis 
aufgestellt werden. Sie dürfen bei 
einer Wahl nur in einem Wahl-
vorschlag benannt werden. Bei 
der Oberbürgermeisterwahl darf 
jeder Wahlvorschlag nur eine sich 
bewerbende Person enthalten.
8.2 Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tra-
gen. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher da-
ran beteiligter Parteien oder Wäh-
lergruppen tragen. Kurzbezeich-
nungen, bei denen der Name der 
Partei oder der Wählergruppe nur 
durch eine Buchstabenfolge oder 
in anderer Weise ausgedrückt 
wird, reichen als Kennwort aus. 
Dem Kennwort ist eine weitere Be-
zeichnung beizufügen, wenn das 
zur deutlichen Unterscheidung 
der Wahlvorschläge erforderlich 
ist.
Wird ein Wahlvorschlag ohne 
Kennwort eingereicht, gilt der 
Name des Wahlvorschlagsträgers 
als Kennwort, bei einem gemein-
samen Wahlvorschlag gelten die 
Namen sämtlicher daran beteilig-
ter Parteien oder Wählergruppen 
in der im Wahlvorschlag genann-
ten Reihenfolge als Kennwort. Ent-
halten gemeinsame, aber getrennt 
eingereichte Wahlvorschläge zur 
Oberbürgermeisterwahl kein oder 
kein gemeinsames Kennwort, gel-
ten die Kennworte der Wahlvor-
schläge in alphabetischer Reihen-
folge als gemeinsames Kennwort.
8.3 Organisierte Wählergruppen 
haben einen Nachweis über die 
Organisation vorzulegen, wenn 
sie als organisiert behandelt wer-
den sollen.
8.4 Jeder Wahlvorschlag soll 
einen Beauftragten und seine 
Stellvertretung bezeichnen, die 
in der Stadt wahlberechtigt sein 
müssen. Fehlt diese Bezeichnung, 
gilt der erste Unterzeichner als 
Beauftragter, der zweite als seine 
Stellvertretung. Der Beauftragte 

ist berechtigt, verbindliche Erklä-
rungen zum Wahlvorschlag abzu-
geben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des 
Beauftragten.
8.5 Jeder Wahlvorschlag muss die 
Angabe sämtlicher sich bewer-
bender Personen in erkennbarer 
Reihenfolge entsprechend der Auf-
stellung in der Niederschrift über 
die Aufstellungsversammlung 
nach Familienname, Vorname, Tag 
der Geburt, Geschlecht, Beruf oder 
Stand und Anschrift enthalten.
8.6 Angegeben werden können 
kommunale Ehrenämter und im 
Grundgesetz und in der Verfas-
sung vorgesehene Ämter, falls 
diese in den Stimmzettel aufge-
nommen werden sollen. Es sind 
dies insbesondere: Ehrenamtli-
cher erster, zweiter oder dritter 
Bürgermeister, Gemeinderatsmit-
glied, stellvertretender Landrat, 
Kreisrat, Bezirkstagspräsident, 
stellvertretender Bezirkstagsprä-
sident, Bezirksrat, Mitglied des 
Europäischen Parlaments, des 
Bundestags, des Landtags.
Dreifach aufzuführende sich be-
werbende Personen erscheinen 
auf dem Stimmzettel vor den 
zweifach aufzuführenden und 
diese vor den übrigen sich bewer-
benden Personen.
8.7 Die sich bewerbende Person 
muss erklären, dass sie der Auf-
nahme ihres Namens in den Wahl-
vorschlag zustimmt und dass sie 
bei Wahlen für ein gleichartiges 
Amt, die am selben Tag stattfinden, 
nur in einem Wahlkreis aufgestellt 
wird. Wird eine mehrfache Auf-
stellung festgestellt, hat die sich 
bewerbende Person dem Wahl-
leiter nach Aufforderung mitzu-
teilen, welche Bewerbung gelten 
soll. Unterlässt sie diese Mitteilung 
oder widersprechen sich die Mit-
teilungen, sind die Bewerbungen 
für ungültig zu erklären.
Die sich bewerbende Person muss 
außerdem erklären, dass sie nicht 
von der Wählbarkeit ausgeschlos-
sen ist.
8.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl 
eines Oberbürgermeisters muss 
ferner, wenn die sich bewerbende 
Person im Wahlkreis weder eine 
Wohnung noch ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt hat, eine Be-

scheinigung der Gemeinde, in der 
die sich bewerbende Person ihre 
Wohnung, die nicht ihre Haupt-
wohnung sein muss, oder ohne 
eine Wohnung zu haben ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat, über 
ihre Wählbarkeit enthalten.
Das Gleiche gilt für Ersatzleute.
8.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl 
des Stadtrats muss, wenn sich 
die Person nicht in der Gemeinde 
bewerben will, in der sie ihre al-
leinige Wohnung oder ihre Haupt-
wohnung hat, eine Bescheinigung 
dieser Gemeinde, bei Personen 
ohne Wohnung der letzten Wohn-
sitzgemeinde, enthalten, dass sie 
nicht von der Wählbarkeit ausge-
schlossen ist. Die Gemeinde darf 
diese Bescheinigung nur einmal 
ausstellen.
Das Gleiche gilt für Ersatzleute.

9. Unterzeichnung der Wahlvor-
schläge 
Jeder Wahlvorschlag muss von 
zehn Wahlberechtigten unter-
schrieben sein, die am 3. Februar 
2020 (41. Tag vor dem Wahltag) 
wahlberechtigt sind. Die Unter-
zeichnung durch sich bewerben-
de Personen oder Ersatzleute ei-
nes Wahlvorschlags ist unzulässig. 
Die Unterschriften auf dem Wahl-
vorschlag müssen eigenhändig ge-
leistet werden. Die Unterzeichner 
müssen Familienname, Vorname 
und Anschrift angeben und in der 
Stadt wahlberechtigt sein. Jeder 
Wahlberechtigte darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen. 
Die Zurückziehung einzelner 
Unterschriften, der Verlust des 
Wahlrechts oder der Tod der Un-
terzeichner des Wahlvorschlags 
berührt die Gültigkeit des Wahl-
vorschlags nicht.

10. Unterstützungslisten für 
Wahlvorschläge
10.1 Wahlvorschläge von neuen 
Wahlvorschlagsträgern müssen 
nicht nur von zehn Wahlberech-
tigten unterschrieben werden,
sondern zusätzlich von mindes-
tens 385 Wahlberechtigten durch 
Unterschrift in Listen, die bei der 
Stadt aufliegen, unterstützt wer-
den. Neue Wahlvorschlagsträger 
sind Parteien und Wählergrup-
pen, die im Stadtrat seit dessen 

letzter Wahl nicht auf Grund ei-
nes eigenen Wahlvorschlags un-
unterbrochen bis zum 90. Tag vor 
dem Wahltag vertreten waren; sie 
benötigen allerdings dann keine 
zusätzlichen Unterstützungsunter-
schriften, wenn sie bei der letzten 
Landtagswahl oder bei der letzten 
Europawahl mindestens fünf v. H. 
der im Land insgesamt abgegebe-
nen gültigen Stimmen oder bei 
der letzten Bundestagswahl min-
destens fünf v. H. der im Land ab-
gegebenen gültigen Zweitstimmen 
erhalten haben. Maßgeblich sind 
die vom Landeswahlleiter früher 
als drei Monate vor dem Wahltag 
bekannt gemachten Ergebnisse.
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag 
bedarf keiner zusätzlichen Unter-
stützungsunterschriften, wenn 
dessen Wahlvorschlagsträger in 
ihrer Gesamtheit im Stadtrat seit 
dessen letzter Wahl auf Grund des 
gleichen gemeinsamen Wahlvor-
schlags bis zum 90. Tag vor dem 
Wahltag vertreten waren oder 
wenn mindestens einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger keine 
zusätzlichen Unterstützungsunter-
schriften benötigt.
10.2 In die Unterstützungsliste 
dürfen sich nicht eintragen:
- die in einem Wahlvorschlag auf-
geführten sich bewerbenden Per-
sonen und Ersatzleute,
- Wahlberechtigte, die sich in eine 
andere Unterstützungsliste einge-
tragen haben,
- Wahlberechtigte, die einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet haben.
10.3 Während der Eintragungszei-
ten ist in den Gebäuden, in denen 
sich ein Eintragungsraum befin-
det, sowie unmittelbar vor dem 
Zugang zu den Gebäuden jede 
Behinderung oder erhebliche Be-
lästigung der sich Eintragenden 
verboten.
10.4 Die Zurücknahme gültiger 
Unterschriften ist wirkungslos.
10.5 Die Einzelheiten über die Ein-
tragungsfristen, die Eintragungs-
räume, die Öffnungszeiten und 
die Ausstellung von Eintragungs-
scheinen an kranke und körper-
lich behinderte Personen werden 
von der Stadt gesondert bekannt 
gemacht.
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11. Zurücknahme von Wahlvor-
schlägen
Die Zurücknahme der Wahlvor-
schläge im Ganzen ist nur bis zum 
23. Januar 2020 (52. Tag vor dem 
Wahltag), 18 Uhr, zulässig. Über 
die Zurücknahme von Wahlvor-
schlägen im Ganzen beschließen 
die Wahlvorschlagsträger in glei-
cher Weise wie über die Aufstel-
lung der Wahlvorschläge. Der 
Beauftragte kann durch die Auf-
stellungs-versammlung verpflich-
tet werden, unter bestimmten Vo-
raussetzungen den Wahlvorschlag 
zurückzunehmen.

Fürth, 17. Dezember 2019, STADT 
FÜRTH

Mathias Kreitinger, Stadtwahl-
leiter
 

Kommunalwahlen am 15. März 
2020
Amtliche Bekanntmachungen 
anlässlich der bevorstehenden 
Kommunalwahlen können auf 
Grund der damit verbundenen 
Fristen nicht oder zumindest nicht 
immer rechtzeitig in der Stadt-
ZEITUNG (Amtsblatt der STADT 
FÜRTH) bekannt gemacht werden. 
Wir werden in diesen Fällen die 
gesetzlich vorgeschriebenen Be-
kanntmachungen durch öffentli-
chen Anschlag an folgender Stelle 
im Stadtgebiet Fürth vornehmen:

Rathaus, Königstraße 88, 90762 
Fürth
Um Sie jedoch rechtzeitig zu infor-
mieren, wird vorab in der Stadt-
ZEITUNG über die Anschlagster-
mine informiert.

Fürth, 4. Dezember 2019, STADT 
FÜRTH 

Mathias Kreitinger, berufsmäßi-
ger Stadtrat
 

 Bekanntmachung über die 
Eintragungsmöglichkeiten in 
Unterstützungslisten für die Wahl 
des Stadtrats und des Oberbürger-
meisters am 15. März 2020 

1. Falls Wahlvorschläge zusätzli-
che Unterstützungsunterschriften 
benötigen, können sich die Wahl-
berechtigten ab dem Tag nach der 
Einreichung des Wahlvorschlags, 
jedoch spätestens bis Montag, 3. 

Februar 2020 (41. Tag vor dem 
Wahltag), 12 Uhr, mit Familienna-
me, Vorname und Anschrift in eine 
Unterstützungsliste eintragen.
2. Es bestehen folgende Eintra-
gungsmöglichkeiten:

Anschriften der  
Eintragungsräume

Eintragungszeiten barrierefrei

ja / nein

Bürgeramt Süd  
Schwabacher Straße 170 
90763 Fürth 
Zimmer 121

Montag:  
Dienstag: 
Mittwoch: 
Donnerstag: 
Freitag: 
 
Montag, 27. Januar 2020: 
Samstag, 1. Februar 2020: 
Montag, 3. Februar 2020:

8 bis 18 Uhr 
8 bis 15.15 Uhr 
7.30 bis 15.15 Uhr 
7.30 bis 16 Uhr 
7.30 bis 12 Uhr 
 
8 bis 20 Uhr 
10 bis 12 Uhr 
8 bis 12 Uhr

ja

Bürgeramt Mitte 
Königstraße 86 
90762 Fürth 
Zimmer 003

Montag: 
Dienstag: 
Mittwoch bis Freitag: 
 
Montag, 27. Januar 2020: 
Montag, 3. Februar 2020:

8 bis 12 Uhr und 13 bis 16 Uhr 
8 bis 12 Uhr und 13 bis 15 Uhr 
8 bis 12 Uhr 
 
8 bis 20 Uhr 
8 bis 12 Uhr

ja

3. Die Wahlberechtigten können 
sich in jedem Eintragungsraum 
der Stadt eintragen.
4. Die Unterschrift muss eigen-
händig geleistet werden. Wer 
glaubhaft macht, wegen Krank-
heit oder körperlicher Behinde-
rung nicht oder nur unter unzu-
mutbaren Schwierigkeiten in der 
Lage zu sein, einen Eintragungs-
raum aufzusuchen, erhält auf An-
trag einen Eintragungsschein. Auf 
dem Eintragungsschein ist an Ei-
des statt zu versichern, dass diese 
Voraussetzungen für die Erteilung 

vorliegen. Die Eintragung kann 
in diesem Fall dadurch bewirkt 
werden, dass die wahlberechtigte 
Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimm-
ten Wahlvorschlags erklärt und 
eine Hilfsperson beauftragt, die 
Eintragung im Eintragungsraum 
für sie vorzunehmen. Der Eintra-
gungsschein ist bei der Eintragung 
abzugeben. Eintragungsscheine 
können schriftlich oder mündlich 
(nicht telefonisch) bei der Stadt 
Fürth, Bürgeramt, Schwabacher 
Straße 170, 90763 Fürth, Zimmer 

127, beantragt werden. Die Eintra-
gung kann nicht brieflich erklärt 
werden.
5. Personen, die sich eintragen 
wollen, müssen ihren Personal-
ausweis, ausländische Unions-
bürgerinnen/Unionsbürger ihren 
Identitätsausweis, oder ihren Rei-
sepass vorlegen.

Fürth, 17. Dezember 2019, STADT 
FÜRTH

Mathias Kreitinger, berufsmäßi-
ger Stadtrat

I. 
1. Nachtragshaushaltssatzung der 
Stadt Fürth für das Haushaltsjahr 
2019

Aufgrund des Art. 68 Abs. 1 in 
Verbindung mit Art. 63 ff. der Ge-
meindeordnung erlässt die Stadt 
Fürth folgende Nachtragshaus-
haltssatzung:

§ 1
1) Der als Anlage beigefügte Nach-
tragshaushaltsplan wird hiermit 
festgesetzt; dadurch werden

erhöht 
um  
- € -

vermin-
dert  

um - € -

und damit der Gesamt-
betrag des Haushalts-

plans einschl. des 
Nachtrags

gegenüber 
bisher 

- € - 

auf nun-
mehr 

 -€ - 
verändert

im Vermögens-
haushalt 
die Einnahmen 
die Ausgaben

 
 

457.000
457.000

 
 
0
0

 
 

73.507.460
73.507.460

 
 

73.964.460
73.964.460
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2) unverändert
3) unverändert
4) unverändert
5) unverändert

§ 2
unverändert

§ 3
unverändert

§ 4
unverändert

§ 5
unverändert

§ 6
Diese Nachtragshaushaltssatzung 
tritt mit dem 1. Januar 2019 in 
Kraft.

II.
Vorstehende Satzung wurde vom 
Stadtrat am 20. November 2019 be-
schlossen und von der Regierung 
von Mittelfranken mit Schreiben/
Bescheid vom 27. November 2019 
(GZ.: RMF-SG12-1512-4-5-8) rechts-
aufsichtlich genehmigt. 
Die Satzung wird hiermit ausgefer-
tigt und amtlich bekannt gemacht.

III.
Die Haushaltssatzung sowie der 
Nachtragshaushaltsplan liegen 
gem. Art. 65 Abs. 3 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern 
i. V. m. § 4 der Bekanntmachungs-
verordnung bis zur nächsten amtli-
chen Bekanntmachung einer Haus-
haltssatzung im Ämtergebäude Süd, 
Schwabacher Straße 170, Zimmer 
216, innerhalb der allgemeinen Ge-
schäftsstunden zur Einsicht bereit.

Fürth, 9. Dezember 2019, STADT 
FÜRTH
Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister
 

Verordnung zur Änderung der 
Verordnung der Stadt Fürth über 
die Beförderungsentgelte und 
Beförderungsbedingungen für den 
Verkehr mit Taxen in der Stadt 
Fürth – Taxitarifordnung vom 
11. Mai 2005 in der Fassung der 
Änderungsverordnung vom 21. 
November 2018

Die Stadt Fürth erlässt aufgrund 
von § 51 Abs.1 des Personenbe-
förderungsgesetzes (PBefG) in der 
Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 
1690), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 26. Juni 2013 (BGBl. I, S. 
1738), folgende (Änderungs)Ver-
ordnung:

§ 1
1. § 2 Abs. 4 wird neu gefasst:
(4) Der Kilometerpreis beträgt für 
den ersten Kilometer 3,70 Euro 
(entspricht ca. 0,20 Euro je 54,05 
Meter). Der Kilometerpreis ab 
dem zweiten bis einschließlich 
des fünften Kilometer beträgt 2,00 
Euro (entspricht ca. 0,20 Euro je 
100 Meter). Der Kilometerpreis ab 
dem sechsten Kilometer beträgt 
1,60 Euro (entspricht ca. 0,20 Euro 
je 125 Meter).
2. In § 2 Abs. 7 wird Satz 5 ange-
fügt:
Der Höchstbetrag aus Fahrzeug-
zuschlag nach § 2 Abs. 6 und An-
fahrtspauschale nach § 2 Abs. 7 
beträgt 25,50 Euro.

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. Janu-
ar 2020 in Kraft.

Fürth, 20. November 2019, 
STADT FÜRTH

Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister 

 

Verordnung der Stadt Fürth zur 
Änderung der Verordnungen zum 
Schutz der Vacher und der Fürther 
Störche
Durch die gestiegene Bevölke-
rungszahl und die steigende An-
zahl von gehaltenen Hunden steigt 
der Nutzungsdruck auf die Stor-
chenschutzgebiete „zum Schutz 
der Fürther Störche“ und „zum 
Schutz der Vacher Störche“. Die 
durch die bestehenden Verord-
nungen freigegebenen Wege sind 
nicht erkennbar und die Betre-
tungsverbote daher für die Stadt 
Fürth schwer zu kontrollieren.
Der Umweltausschuss hat in sei-
ner Sitzung am 8. Februar 2018 die 

Verwaltung beauftragt, ein Verfah-
ren zur Änderung durchzufüh-
ren, um die Störche insbesondere 
während der Brutzeit effektiver zu 
schützen.

Folgende Punkte sollen in den Ver-
ordnungen geändert werden:
-  Die Wege, die betreten bzw. be-

fahren werden dürfen, sollen 
künftig in der Verordnung kon-
kret dargestellt werden. Daneben 
sollen diese Wege durch eine ge-
eignete Beschilderung eindeutig 
gekennzeichnet werden.

-  Für Hunde soll in den Storchen-
schutzgebieten ein Anleingebot 
gelten.

-  Die Schutzzeit soll künftig Anfang 
März beginnen, da die Störche 
mittlerweile früher aus ihrem 
Winterquartier zurückkommen.

 
Dieses Vorhaben wird hiermit ge-
mäß Art. 52 Abs. 2 Bayer. Natur-
schutzgesetz bekannt gemacht. 
Der Entwurf der Verordnung mit 
den dazugehörten Karten liegt 
von 7. Januar 2020 bis 6. Februar 
2020 bei der Stadt Fürth – Amt 
für Umwelt, Ordnung und Ver-
braucherschutz –, Ämtergebäu-
de Süd, Schwabacher Str. 170, 
Zimmer 324, zur Einsichtnahme 
aus.

Etwaige Bedenken und Anregun-
gen zum beabsichtigten Verord-
nungserlass können innerhalb der 
Auslegungsfrist schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der Stadt 
Fürth – Amt für Umwelt, Ordnung 
und Verbraucherschutz – erhoben 
werden. Personenbezogene Da-
ten können dabei auf Verlangen 
unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemä-
ßen Durchführung des Verfahrens 
nicht erforderlich sind.

Fürth, 2. Dezember 2019, STADT 
FÜRTH 

Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister
 

Erlass einer Veränderungssperre 
gem. §§ 14 ff. Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Bereich des in 
Aufstellung befindlichen Bebau-

ungsplans Nummer 332b „Im 
Stöckig“, zwischen den Straßen In 
der Lohe, Im Stöckig,  
der Heldstraße und dem Staren-
weg 
Die Stadt Fürth erlässt aufgrund 
des § 14 Abs. 1 und 2. i. V. m. § 16 
des Baugesetzbuches (BauGB) i. 
d. F. der Bek. vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3634) i. V. m. Art. 
23 der Gemeindeordnung (GO) 
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), 
die zuletzt durch § 1 Abs. 38 der 
Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
folgende Satzung über eine Ver-
änderungssperre:

§ 1 Räumlicher Geltungsbe-
reich
Bei dem Geltungsbereich der Ver-
änderungssperre handelt es sich 
um die Grundstücke im Bereich 
des in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplans Nummer 332b 
„Im Stöckig“, zwischen den Stra-
ßen In der Lohe, Im Stöckig, der 
Heldstraße und dem Starenweg. 
Die genaue Abgrenzung für die 
Veränderungssperre ergibt sich 
aus dem in der beiliegenden Kar-
te dargestellten Geltungsbereich. 
Diese Karte wird als Anlage zur 
Veränderungssperre Teil der Sat-
zung.

§ 2 Rechtswirkungen der Ver-
änderungssperre; Ausnahmen
Im räumlichen Geltungsbereich 
dürfen gemäß § 14 Abs. 1 BauGB 
1.  Vorhaben im Sinne des § 29 

BauGB nicht durchgeführt 
oder bauliche Anlagen nicht 
beseitigt werden; 

2.  erhebliche oder wesentlich 
wertsteigernde Veränderun-
gen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, deren 
Veränderungen nicht geneh-
migungs-, zustimmungs- oder 
anzeigepflichtig sind, nicht 
vorgenommen werden.

Wenn überwiegende öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen, 
kann von der Veränderungssper-
re eine Ausnahme zugelassen 
werden. Die Entscheidung über 
Ausnahmen trifft die Baugeneh-
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migungsbehörde im Einverneh-
men mit der Gemeinde (§ 14 Abs. 
2 BauGB).

§ 3 Inkrafttreten
Die Satzung über die Verände-
rungssperre tritt mit Veröffent-
lichung im Amtsblatt am 18. 
Dezember 2019 in Kraft. Sie tritt 
außer Kraft, sobald und soweit 
für ihren Geltungsbereich ein 
Bebauungsplan rechtsverbind-
lich geworden ist, spätestens je-
doch mit Ablauf des 17. Dezem-
ber 2021.
Die Stadt Fürth kann diese Frist 
um ein Jahr und – wenn beson-
dere Umstände es erfordern – 
nochmals bis zu einem weiteren 
Jahr verlängern (§ 17 Abs. 1 und 
2 BauGB). 

Hinweis
Dauert die Veränderungssperre 
länger als vier Jahre über den 
Zeitpunkt ihres Beginns oder der 
ersten Zurückstellung eines Bau-
gesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB 
hinaus, ist den Betroffenen für 
die dadurch entstandenen Ver-
mögensnachteile eine angemes-
sene Entschädigung in Geld zu 
leisten (§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB). 
Der Entschädigungsberechtigte 
kann die Fälligkeit des Anspru-
ches dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschä-
digung schriftlich bei der Stadt 
Fürth beantragt (§ 18 Abs. 2 Satz 
3 BauGB). Kommt eine Einigung 
über die Entschädigung nicht zu-
stande, entscheidet die höhere 
Verwaltungsbehörde (§ 18 Abs. 
2 Satz 4 BauGB). Das Erlöschen 
eines Entschädigungsanspru-
ches richtet sich nach § 18 Abs. 3 
BauGB. Gemäß § 215 Abs. 1 wer-
den unbeachtlich:

1.  Eine nach § 214 Abs. 1 Satz 
1 Nummer 1 bis 3 BauGB be-
achtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

2.  eine unter Berücksichtigung 
des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennut-
zungsplans und 

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 be-
achtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres 
seit Bekanntmachung der Sat-
zung schriftlich gegenüber der 
Stadt Fürth (Stadtplanungs-
amt, Hirschenstraße 2) unter 
Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts 

geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a be-
achtlich sind.

Fürth, 9. Dezember 2019, 
STADT FÜRTH

Dr. Thomas Jung, Oberbürger-
meister 
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BAUGENEHMIGUNGEN
Öffentliche Bekanntmachung ei-
ner Baugenehmigung gemäß Art. 
66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO)
Vorhaben: Nutzungsänderung ei-
nes Gebäudegeschosses von einer 
Gewerbe- zu einer Wohnnutzung 
im ersten Obergeschoss
Grundstück: Meckstraße 3, Ge-
markung Fürth, Flur-Nummer 
1009/22; Meckstraße 7, Gemar-
kung Fürth, Flur-Nummer 1009/22
Antragsteller: Katharina Rudolph 
und Dr. Tobias Rudolph, Kreling-
straße 37a, 90408 Nürnberg
Baugenehmigung nach Art. 68 
BayBO
Wir haben Ihren Antrag geprüft 

und erteilen gemäß Art. 68 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
die Baugenehmigung für oben ge-
nanntes Bauvorhaben.
Die Baugenehmigung bedarf ge-
mäß Art. 68 Abs. 2 Satz 2 BayBO 
keiner Begründung.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann in-
nerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage bei dem Bay-
erischen Verwaltungsgericht 
Ansbach, 91522 Ansbach, erhoben 
werden. Dafür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
a. Schriftlich oder zur Nieder-
schrift
Die Klage kann schriftlich oder 

zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle erho-
ben werden. Die Anschrift lautet: 
Bayerisches Verwaltungsgericht 
Ansbach, Postfachanschrift: Post-
fach 616, 91511 Ansbach; Hausan-
schrift:  Promenade 24-28, 91522 
Ansbach.
b. Elektronisch
Die Klage kann beim Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach auch 
elektronisch nach Maßgabe der 
der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.
bayern.de) zu entnehmenden Be-
dingungen erhoben werden. Da-
für steht folgende Möglichkeit zur 
Verfügung: Übermittlung eines 

elektronischen Dokuments mit 
qualifizierter elektronischer Si-
gnatur an die EGVP-Adresse des 
Gerichts.
Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (STADT FÜRTH) und 
den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsät-
zen sollen bei schriftlicher Ein-
reichung oder Einreichung zur 
Niederschrift Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Hinweis zum Klageverfahren
Eine Klage eines Dritten (Nach-
bar) gegen diesen Bescheid hat 
keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212a Abs. 1 Baugesetzbuch 
-BauGB). Möglich ist ein Antrag 
zum Verwaltungsgericht Ansbach, 
die aufschiebende Wirkung der 
Klage wiederherzustellen (§§ 80a 
i.V.m. 80 Abs. 5 Verwaltungsge-
richtsordnung - VwGO).

Hinweise zur Rechtsbehelfsbe-
lehrung
Es besteht keine Möglichkeit, ge-
gen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen. Die Einlegung eines 
Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail 
ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. 
Kraft Bundesrechts wird in Pro-
zessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klage-
erhebung eine Verfahrensgebühr 
fällig. 

Allgemeiner Hinweis:
Die Rechtsmittelfrist beginnt mit 
dem Tag der Veröffentlichung des 
Bescheides in der StadtZeitung der 
STADT FÜRTH. 

Die Akten des Baugenehmi-
gungsverfahrens können nach 
vorheriger Terminvereinbarung 
bei der Bauaufsicht, Hirschen-
straße 2, Zimmer 139, eingese-
hen werden. 

Arbeitspreise Grundpreise/Jahr

Netto Brutto Netto Brutto

ct/kWh €/MWh ct/kWh €/MWh €/kW €/kW

Wärmelieferung 6,99 69,90 8,32 83,18 37,19 44,26

Fernwärmepreise ab 1. Januar 2020

Arbeitspreise Messpreise Grundpreise/Jahr

Netto Brutto Netto Brutto Netto Brutto

€/m³ €/m³ €/Jahr €/Jahr €/m² €/m²

Trinkwarmwasser* 7,11 8,46 19,78 23,54 1,67 1,99

(* bei separater Trinkwarmwassererwärmung im Versorgungsgebiet „Auf der Schwand“)
Die Bruttopreise beinhalten die Mehrwertsteuer (derzeit 19 Prozent) und sind auf die 
zweite Stelle nach dem Komma gerundet.
Mit den gesunkenen Arbeitspreisen zahlt ein Kunde mit 10 KW Anschlusswert und 6 MWh 
Jahresverbrauch (neues Einfamilienhaus) für ein ganzes Jahr 941,68 €.
Die Berechnung der Fernwärmepreise erfolgt unter Berücksichtigung unterschiedlicher 
Indices, die in den „Ergänzenden Bedingungen“ zur AVBFernwärmeV unter 14.2 und 
14.3 genauer erläutert sind. Die „Ergänzenden Bedingungen“ sind im Internet unter  
www.infra-fuerth.de/privatkunden/produkte/waerme/fernwaerme/ jederzeit abrufbar. 
Indices zum 1. Januar 2020 gemäß den „Ergänzenden Bedingungen“, Nr. 14.8:
Arbeitspreis (Basis 2015 = 100): FW = 98,23; G = 77,83; IG = 104,77; L = 109,9;
 NF = 107,63; ST = 105,1
Grundpreis (Basis 2015 = 100): IG = 101,80; L = 103,90

Fernwärmepreise zum 1. Januar 2020
Die infra informiert über ihre Fernwärmepreise gemäß der Verordnung über Allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme (AVBFernwärmeV) in Verbindung mit 
der Anlage 1:
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Erfolgreich werben 
mit einer Anzeige in 
der Stadtzeitung
Anzeigenannahme: 
Tel. 976 40 79 66   
anzeigen@herbstkind-wa.de  
www.stadtzeitung-fuerth.de

Unsere 
Website:

stadtzeitung-
fuerth.de

Die nächste Stadtzeitung  erscheint am 15.01.

Anmeldung der Ehe-
schließungen

Denise Gürbey, Fürth – Emre 
Tan, Lauf an der Pegnitz; Cindy 
Schröter – Marc Heise, Fichten-
str. 34; Linda Huter – Benedikt 
Ochs, Fürth; Stefanie Seeger – 
Christian Goth, Winklerstr. 27; 
Anja Schatz – Stefan Perl, Max-
Planck-Str. 27; Carina Dotter – 
Sascha Hofmann, Ludwigstr. 
123; Jessica Bachmann – Denis 
Emter; Iris Stölben – Gunnar 
Schaefer, Sonnenstr. 36; Alex-
andra Wedel, Gallasstr. 20 – Jo-
hannes Tiefel, Ritzmannshofer 
Str. 8.

Eheschließungen
Monika Klahn – Reinhard 

Gruber, Nordring 69; Khang 
Hoàng An Nguyễn und Luật 
Tân Phan, Fürth; Thea Kroe-
pelin – Jóakim von Kistowski, 
Leyher Str. 2; Anna Teresa 
Schramm – Timo Pfeffer, Fürth; 
Johanna Winterbauer – Toni 
Liang, München; Anna-Lena 
Vollmar – Andreas Baumgartl, 
München; Annika Bachmann – 
Alexander Oleszczuk, Königs-
warterstr. 18.

Geburten
Stefka Pushkarova-Eck und 

Alexander Eck, Sohn Philipp 
Eck, Am Kavierlein; Evelina 
Cholakova und Nikolay Chola-
kov, Sohn Daniel Nikolay Cho-
lakov, Goethestr. 9; Anita und 
Dean Simic, Tochter Lucija, 
Zirndorf; Nurgül und Ali Riza 
Özel, Tochter Alya, Königsber-

Familiennachrichten
ger Str. 12; Anett Tomko-Almasi 
und Gabor Tomko, Tochter Oli-
via Tomko, Zirndorf; Melinda 
und Stefan Mihele, Sohn Felix 
Alexander; Tamara Seitz, Toch-
ter Mariella Clara, Jakob-Was-
sermann-Str. 56; Necla Aksu 
und Matthäus Solich, Sohn Mi-
lan Matthaeus Aksu, Meißener 
Str. 5; Maria und Igor Peplyau, 
Sohn David, Fürth; Sylwia und 
Serdar Cantas, Tochter Santana 
Mia, Fürth; Ivonne und Marcel 
van Trill, Tochter Emilie; Özlem 
und Göksel Ünsal, Tochter Elis 
Meryem, Hamburger Str. 147c; 
Nicole Krahl und Dirk Scholz, 
Tochter Mara Krahl, Fürth.

Sterbefälle
Marianne Hoppe (62), Gus-

tavstr. 12; Renato Di Luciano 
(62), Theaterstr. 48; Margareta 
Ebel (78), Ronwaldstr. 2a. 

SIEBENKÄSS
GRABMAL • BILDHAUEREI
NATURSTEINBEARBEITUNG
w w w. S I E B E N K A E S S . d e
Erlanger Str. 88 • Tel. 7 90 71 36

Freundliche Beratung, günstige Preise, kompetente Ausführung!

Ältestes Fürther Bestattungsunternehmen

0911 / 77 10 38
Fürth, Friedrich-Ebert-Str. 15

Wir begleiten Sie
im Trauerfall

www.bestattungen-geyer.de

grabmale
natursteinbetrieb
steinbildhauerei
natursteinhandel

friedenstrasse 32 · 90765 Fürth 
tel. 0911/7906195 · fax 0911/791382

info@hitz-naturstein.de
www.hitz-naturstein.de
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nachfolger der firmen  
Pfleghardt und Rögner

Wir helfen weiter

 90766 Fürth
 Friedrich-Ebert-Str. 11
! 0911 - 77 15 30

Jederzeit

für Sie

erreichbar

beratung@bestattungen-forstmeier.de
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